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Zusammenfassung der Information:

Der Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschuss, der Haupt- und Finanzausschuss und
Gemeinderat nehmen Informationen tber die Férderung von Mietern und von Woh-
nungseigentimern in der Bahnstadt zur Kenntnis. Damit kommt die Verwaltung ihrer tur-
nusmanigen Berichtspflicht zur Entwicklung der Bahnstadtférderung nach und beantwor-
tet dartiber hinaus noch Fragen des Gemeinderats auf Grund des Antrags Nr.
0088/2014/AN von Grine, BL, SPD, CDU vom 03.11.2014.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag:
Ausgaben / Gesamtkosten:
keine

Einnahmen:
keine

Finanzierung:
keine

Zusammenfassung der Begrindung:

Beantwortung der Fragen des Gemeinderats und turnusméaRige Berichterstattung tber
die Bahnstadtférderung.
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Sitzung des Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschusses

vom 25.02.2015

Ergebnis der &ffentlichen Sitzung des Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschusses vom 25.02.2015

8.1 Wohnraumférderung in der Bahnstadt
Informationsvorlage 0043/2015/1V

Erster Burgermeister Stadel ertffnet den Tagesordnungspunkt.

Es melden sich zu Wort:
Stadtratin Spinnler, Stadtrat Holschuh, Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz

Folgende Punkte werden angesprochen:

e FOrderung in den unteren Einkommensgruppen ist zu gering
e der Fordertopf von 2 Millionen Euro wird nicht ausgeschopft
¢ Die Erweiterung auf Schwellenhaushalte wird begriif3t

¢ Die geplanten Ziele werden nicht erreicht

o Die Bahnstadt ist zu teuer, die Subventionen reduzieren den Preis zu gering

Im Anschluss an die Diskussion stellt Stadtratin Spinnler den Antrag der SPD Fraktion:

stadt zu verwirklichen.

Die Verwaltung wird aufgefordert ein Konzept zu entwickeln, um die Vorgabe von 20 %
geférderten Wohnraum zu erreichen und die gewtiinschte soziale Mischung in der Bahn-

Erster Burgermeister Stadel stellt nun den Antrag zur Abstimmung.

Abstimmungsergebnis: beschlossen 10:0:4

Geandert auf Hinweis aus
der Verwaltung.

Im Anschluss an die Abstimmung auf3ert Stadtrat Br—\Weiler-Lerentz Holschuh die Bitte,
ein Vertreter der EGH soll im Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschuss im Herbst be-

richten. Erster Blrgermeister Stadel sagt dies zu.

gezeichnet
Bernd Stadel
Erster Burgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 11.03.2015

Ergebnis der éffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 11.03.2015

221  Wohnraumférderung in der Bahnstadt
Beschlussvorlage 0043/2015/1V

Oberburgermeister Dr. Wirzner weist auf die Beratung im Stadtentwicklungs- und Ver-
kehrsausschuss am 25.02.2015 und die dort festgehaltenen Arbeitsauftrage hin:

1. Die Verwaltung wird aufgefordert ein Konzept zu entwickeln, um die Vorgabe von 20
% geférderten Wohnraum zu erreichen und die gewiinschte soziale Mischung in der
Bahnstadt zu verwirklichen.

2. Ein Vertreter der EGH soll im Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschuss im Herbst
berichten.

Stadtrat Holschuh teilt mit, im Ergebnisblatt der genannten Sitzung stehe, dass der Be-
richt des Vertreters der EGH auf Bitte von Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz festgehalten wor-
den sei. Diese Bitte sei jedoch nicht von Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz sondern von ihm
vorgetragen worden. Er bittet dies zu berichtigen.

Oberbirgermeister Dr. Wirzner sagt dies zu. (Dokumentation durch Ergebnisblatt)

gezeichnet
Dr. Eckart Wirzner
Oberblrgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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Sitzung des Gemeinderates vom 26.03.2015

Ergebnis der éffentlichen Sitzung des Gemeinderates am 26.03.2015:

9.1 Wohnraumférderung in der Bahnstadt
Beschlussvorlage 0043/2015/1V

Oberblrgermeister Dr. Wirzner verweist auf die vorangegangenen Beratungen im Stadt-
entwicklungs- und Verkehrsausschuss sowie den Haupt- und Finanzausschuss und die

dort festgehaltenen Arbeitsauftrage:

1. Die Verwaltung wird aufgefordert ein Konzept zu entwickeln, um die Vorgabe von
20 % geforderten Wohnraum zu erreichen und die gewtiinschte soziale Mischung in
der Bahnstadt zu verwirklichen.

2. Ein Vertreter der EGH soll im Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschuss im Herbst
berichten.

Mit der Mal3gabe der genannten Arbeitsauftrage wird die Informationsvorlage zur Kennt-
nis genommen.

gezeichnet
Dr. Eckart Wirzner
Oberbirgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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Begrindung:

Anlass

In der Sitzung des Gemeinderates am 18.12.2014 wird unter dem Tagesordnungspunkt (TOP) ,ge-
férderte Mieter (Subjektférderung) und geforderte Wohnungseigentimer in der Bahnstadt® die Ver-
waltung gebeten, die unter A aufgefiihrten Fragen zu beantworten. Die Aufnahme des TOP erfolgte
auf Grund des Antrags Nr. 0088/2014/AN von Grline, BL, SPD, CDU vom 03.11.2014. Neben der

Beantwortung der Fragen aus dem Gemeinderat gibt die Verwaltung noch weitere Informationen zur
Bahnstadtférderung.

A. Fragen aus dem Gemeinderat

1. Zur Mieterforderung

Wie viele Mieter, die einen Mietzuschuss erhalten, wohnen bereits in der Bahn-
stadt?

Seit Beginn der Bahnstadtférderung hat die EGH flir 64 Haushalte Mietzuschiisse bewilligt. Auf
Antrag werden die Zuschusse pro Haushalt regelméaRig fur einen Zeitraum von zwei Jahren be-
willigt. Insgesamt wurden bis Ende Dezember 2014 knapp 160.000 Euro ausgezahlt. Allein im
Dezember 2014 wurden 50 Mieterhaushalte mit insgesamt 10.000 Euro bezuschusst.

Gibt es darunter auch Mieter, die einen Anspruch auf einen Wohnberechtigungs-
schein haben?

Von den bisher insgesamt unterstitzten Haushalten waren laut Auskunft der EGH 43 mit An-
spruch auf einen Wohnberechtigungsschein.

2. Bereich Eigentumsfodrderung

Wie viele geférderte Eigentumsmalnahmen (Zuschuss zum Kauf von Wohnun-
gen) sind bereits durchgefihrt worden?

Im Eigentumsbereich hat die EGH bisher insgesamt 16 Fdrderantrage bewilligt. Die Zuschisse
werden je nach Baufortschritt ausgezahlt. Bis Ende 2014 konnten an 11 Haushalte die bewillig-
ten Forderbetrage ausgezahlt werden.
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3. Grundsatzfrage

Wie viele Wohnungen, die von privaten Investoren gebaut worden sind, kommen
fur diesen Personenkreis in Betracht oder ist dies allein Aufgabe der GGH?

Grundsatzlich kdnnen von allen in der Bahnstadt entstehenden Wohnflachen 20 Prozent gefor-
dert werden (ausgenommen sind Sonderwohnformen wie z. B. rein studentisches Wohnen);
Grundlage und Volumen der Forderung werden detailliert im Rahmen der Informationen zur
Bahnstadtférderung unter Abschnitt Teil B erlautert. In einzelnen Baufeldern kann von dieser
Quote abgewichen werden. In 8 5 der Vereinbarung zur Férderung von Wohnraum in der Bahn-
stadt vom 19./21.05.2010 zwischen der Stadt und der EGH heil3t es hierzu: ,Die Miet- und Ei-
gentumsfoérderung erfolgt durch die EGH und nicht unmittelbar durch die Investoren der ver-
schiedenen Baufelder.

Die Investoren werden von der EGH berechtigt, potentielle Erwerber oder Mieter auf die For-
dermdglichkeiten hinzuweisen. Diesen werden jedoch keine Zielvorgaben fir die Vermietung
oder VeraufRerung von Wohnflachen an geférderte oder férderfahige Haushalte gemacht.“ In-
wieweit also Informationen zum Férderangebot in die Vermarktungsstrategie und die Verkaufs-
und Vermietungsgespréache einflie3en, bleibt dem Investor bzw. Eigentiimer Uberlassen. Das
stadtische Forderziel, eine gute Durchmischung verschiedener Einkommensschichten in den
Quartieren zu erreichen, kann auf der Grundlage der bestehenden vertraglichen Regelungen
nicht verbindlich durchgesetzt werden. Die seit August 2014 verbesserten Férdermdéglichkeiten
sollen den Investoren nochmals ausfihrlich erlautert werden. Daruber hinaus sollen die Forder-
angebote intensiv beworben werden. Die Verwaltung erhofft sich dadurch eine Starkung der
Nachfrage fur geférderten Wohnraum.

Die nachfolgende Ubersicht gibt Auskunft tiber den Stand der geforderten MalRnahmen in der
Bahnstadt, aufgeteilt nach Baufeldern und Investoren/Eigentimern.
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Ubersicht der von September 2012 bis Dezember 2014 zeitweise von der EGH in der
Bahnstadt geférderten Mallnahmen in Miete und Eigentum:

) Entstandene Woh- Durch Miet- E'igen'tums—l Ant”eil der
Egﬁ' Investor/Eigentiumer Baufeld nungen bis Ende ZUS.‘?hUSS einheiten m|E ggforgerten
: 2014 geforderte nglchussbe _Elnhelten
Haushalte: willigungen |insgesamt
1 |Gesellschaft fir Grund- und Haus- |W 6 97 22 2 25 %
besitz (GGH)
2 |[IWP/PIM/BUWOG W 5.1 West 136 17 13 %
3 |[IWP 27 133 5 1 5%
4  |Dritte Argon RG W4 110 5 2 6 %
5 |Soka Bau W 5.1 Ost 102 10 10 %
6 |HD Wohnwerte 5.2 Ost 69 1 4 7%
Wohnwerte GmbH 5.2 West 89 0%
7 |Urban Green W 2 125 4 5%
forderfahige Wohneinheiten (WE) | Summe: 861 WE 64 WE | 9WE 9%
Stand: Dez. 2014
Rein studentisches Wohnen Entstandene Woh- | Hre et o0 ten
(von der F(')'rderung ausgenommen) Baufeld ggilgen bis Ende geforderte Zuschussbe- |Einheiten
i Haushalte: willigungen |insgesamt
Projektgesellschaft Campus HD Z6 555 WE
GmbH
IWP 27 84 WE
Rein studentisches Wohnen Summe 639 WE
Stand: Dez. 2014
Insgesamt in der Bahnstadt
entstandene Wohneinheiten
Stand: Dez. 2014 Summe: 1.500
Geplante Fertigstel-
lungen nach 2014
~WohnArt“ DIH (ca. 2016 bezugsfer- |W 1.4 79 1
tig)
Baugruppe (ca. 2015 bezugsfertig) (W 1.5 73 6
GGH (ca. 12/2015 bezugsfertig) W 1.3 West 46
GWH Wohnungsgesellschaft mbH (W 1.3 Ost 50

Hessen (ca. 3/2016 bezugsfertig)
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B. Weitere Informationen zur aktuel_!en Bahnstadtféorderung und Ausblicke
in die kiinftigen Planungen und Uberlegungen.

1. Uber den stadtebaulichen Vertrag mit der Entwicklungsgesellschaft Bahnstadt stehen insge-
samt sechs Millionen Euro zur Verfuigung fir die einkommensabhangige Férderung von
Haushalten, die als Mieter oder Eigentiimer in die Bahnstadt ziehen mdchten. Auf Grund der
entwicklungsrechtlichen Rahmenbedingungen war nur eine analoge Anwendung des Bau-
landbeschlusses mdglich. Damit sollte die Voraussetzung geschaffen werden, dass auch in
der Bahnstadt 20 Prozent der neu geschaffenen Flachen (in Miete und Eigentum) als gefor-
derter Wohnraum entstehen kdnnen, insbesondere fiir junge Familien. Zu diesem Zweck
schloss die Stadt Heidelberg mit der EGH am 19./21.05.2010 eine ,Vereinbarung zur Foérde-
rung von Wohnraum in der Bahnstadt* ab (vgl. Drucksache 0062/62/2010/1V). Darin hat sich
die EGH verpflichtet, ein Programm zur Férderung von Mietwohnraum und Eigentum in der
Bahnstadt aufzulegen. Die Abwicklung der Forderung, die Festlegung der Fordergrundsétze
und fir die Bewilligung und Auszahlung der Mietzuschiisse und der einmaligen Kaufzu-
schusse fir Eigennutzer erledigt die GGH im Auftrag der EGH. Die Stadt pruft in Kooperation
mit der GGH die Einhaltung der Einkommensgrenzen der forderfahigen Haushalte. Abstim-
mungsgesprache uber die Umsetzung der Forderziele zwischen der EGH/GGH und der
Stadtverwaltung finden regelmafig statt.

2. Einkommensabhangig kénnen Familien die in der Bahnstadt Wohneigentum erwerben
bis hin zu den sogenannten ,Schwellenhaushalten® (Seite 3.4 Absatz 4 dieser Vorlage) aus
dem Bahnstadt-Fordertopf einen einmaligen Zuschuss erhalten. Ein férderfahiger Vier-
Personen-Haushalt kann so mit 18.000 Euro Unterstiitzung rechnen. Da sich die Verkaufs-
preise auch fir diese Kaufergruppe nicht von den sonst Uiblichen Angeboten in der Bahnstadt
unterscheiden, passt die maximale Einkommensgrenze fir férderfahige Schwellenhaushalte
trotz Subvention nicht zu den marktiblichen Verkaufspreisen.

Wenn eine vier-kopfige Familie mit einem monatlichen Bruttoeinkommen von beispielsweise
5.000 Euro ein Objekt fuir 500.000 Euro finanzieren muss, kann ein Zuschuss in Héhe von
18.000 € die hohe Finanzierungsbelastung nicht entscheidend reduzieren. Die Praxis zeigt,
dass sich die wenigen geforderten Haushalte nur Dank eines erheblichen Eigenkapitals die
Finanzierung zutrauen und auch leisten konnen. Diese Kauferschicht ist fiir die Wohnbaufor-
derung eher untypisch und auch selten als bedirftig anzusehen. Nach Erfahrungen der EGH
hat die Eigentumsforderung bei der Kaufentscheidung nur eine sehr geringe Bedeutung, da-
her ist zumindest teilweise von einem sogenannten ,Mitnahmeeffekt® auszugehen, der nicht
gewilnscht ist und durch eine Erhéhung der Foérderung eher noch verstarkt wiirde. Die
Wohnbauférderstelle halt daher momentan eine Anhebung der Eigentumsférderung in der
Bahnstadt fur nicht zielfihrend im Sinne einer sozialen Wohnbauforderung.

Eine Anderung in der Beurteilung der Forderfahigkeit von Antragstellern ist jedoch durch die
aktuelle Fortschreibung der Grundsatze fir die stadtische Eigentumsférderung angestrebt,
da diese Grundsatze auch in der Bahnstadtforderung anzuwenden sind. Kinftig wird Uber
die reine Einkommenssituation hinaus auch das vorhandene Vermégen der Antragsteller be-
rticksichtigt werden. Damit soll eine bedarfsgerechtere und mehr an der Einkommens- und
Vermogenssituation der Haushalte orientierte Unterstitzung gewahrleistet werden. Soge-
nannte Fehlférderungen besonders in Bezug auf das vorhandene Verméogen sollen dadurch
vermieden werden.
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3. Forderfahige Mieterhaushalte konnen aktuell in der Bahnstadt gestaffelt nach funf Einkom-
mensstufen Mietzuschiisse erhalten. Die Zuschusshdhe berechnet sich auch auf Grundlage
der forderfahigen Wohnflache, diese ist abhangig von der Anzahl der Haushaltsangehdrigen.
Durch die monatliche Mietentlastung wird fir die unterste Einkommensschicht ein dhnliches
Mietniveau wie fir gebundenen Mietwohnraum im Rahmen des Baulandmanagements er-
reicht. Ursprunglich betrug die maximale Férderung 3 Euro pro Quadratmeter Wohnflache
monatlich.

Die EGH geht davon aus, dass sich die in der Bahnstadt anfanglich erhobene Miete von 11
Euro pro Quadratmeter Wohnflache im Monat sich zwischenzeitlich im Schnitt um circa einen
Euro erhoht hat. Aus diesem Grund wurde die Forderung im August 2014 angepasst. Auch
die Einkommensgrenzen wurden deutlich erhoht. Dies geschah einvernehmlich zwischen der
Stadt und der EGH auf Grundlage des 8 6 (,MaRnahmen zur Zielerreichung®) in der ,Verein-
barung zur Férderung von Wohnraum in der Bahnstadt®. Inhaber eines Wohnberechtigungs-
scheins erhalten seitdem vier Euro pro Quadratmeter im Monat. ,,Schwellenhaushalte® (vier
Personen bis max. ca. 66.000 Euro brutto pro Jahr) erhalten 2,65 Euro und Haushalte an der
Obergrenze des férderfahigen Einkommens (vier Personen bis max. ca. 80.000 Euro brutto
pro Jahr) erhalten noch 35 Cent pro Quadratmeter.

Bis zur Fortschreibung der Férderkonditionen im August 2014 wurden circa 50 Haushalte
durch einen monatlichen Mietzuschuss unterstiitzt. Ziel ist diese Zahl deutlich zu erh6hen, da
sonst die Durchmischung verschiedener Einkommensschichten im Stadtteil nicht erreicht
werden kann. Von den bis Ende 2014 in der Bahnstadt entstandenen 861 Wohneinheiten die
als forderfahig anzusehen sind, konnten tber den bisherigen Forderzeitraum verteilt im
Schnitt wenigstens zeitweise ca. 9 Prozent Uber eine Miet- bzw. Eigentumsférderung unter-
stitzt werden. Das bedeutet, dass bisher annahernd die Halfte der angestrebten Forderquo-
te erreicht wurde. Eine echte Quote lasst sich nur schwer ermitteln, da auf Grund der maxi-
mal zweijahrigen Bewilligungszeitrdume mit anschlieRender erneuter Bedarfspriifung die
Zahl der tatséchlich geforderten Familien schwankt.

Neben der Erhdhung der Fordersatze und der Einkommensgrenzen im September 2014, ha-
ben sich Stadt und EGH darauf geeinigt, die Offentlichkeitsarbeit zu intensivieren, damit die
Fordermoglichkeiten in der Bahnstadt, besonders auch fir junge Familien bekannter werden.

4. Momentan werden zwischen Stadt und EGH verschiedene Optionen diskutiert, falls die unter
Abschnitt B Ziffer 3 beschriebenen MalRBnahmen im Rahmen eines Giberschaubaren Zeit-
raums nicht zur Erhdhung der Forderquote fuhren.

e Zum einen eine nochmalige deutliche Erhdhung der Mietzuschisse speziell fur Schwel-
lenhaushalte. Dadurch sollen besonders Haushalte angesprochen werden, bei denen EI-
ternteile auf Grund des Nachwuchses nicht voll berufstatig sind und in dieser Phase der Fa-
milienentwicklung eine neue, familiengerechte Wohnung benétigen. Gerade dann kénnen
sich viele die ortsliblichen Mietpreise in der Bahnstadt nicht ohne weiteres leisten. Damit die-
se fir eine gute Entwicklung eines neuen Stadtteils wichtigen Familien nicht ins Umland
ausweichen, konnte eine weitere Erhdhung des Mietzuschusses den Ausschlag fir eine
Wohnungswahl in der Bahnstadt geben. Langfristig werden diese Familien wieder ein héhe-
res Einkommen erzielen und dauerhaft Mieter bleiben ohne auf Férderungen angewiesen zu
sein.
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e Zum anderen zeigen die Erfahrungen der EGH und der GGH, dass die Bahnstadt bisher
nicht im Fokus der Schwellenhaushalte liegt. Daher ist weiter zu beobachten, ob der zuvor
ausgefuhrte Gedanke einer weiteren Erhohung der Mietzuschiisse tatsachlich eine hdhere
Nachfrage dieser Familien nach Mietzuschiissen generieren wird. Ggf. muss auch daruber
nachgedacht werden, ob die bisher insgesamt angestrebte Quote von 20 Prozent gebunde-
nem Wohnraum fir die gesamte Bahnstadt tatséchlich realisierbar ist. Vielleicht muss eine
geringere Forderquote akzeptiert werden. Dann ware zu Uberlegen, ob nicht ein Teil des
Fordertopfes fur eine Verlangerung des bisherigen Gesamtférderzeitraums eingesetzt
werden sollte. Dieser Zeitraum entspricht der Laufzeit der stéadtebaulichen Entwicklungs-
mafnahme und endet ca. 2023.

e Basierend auf der bisherigen Férderquote kann davon ausgegangen werden, dass die be-
reitgestellten sechs Millionen Euro innerhalb des urspriinglich bis ca. 2023 vorgesehenen
Entwicklungszeitraums nur zum Teil verbraucht sein werden. Auch bei einer kiinftigen Bele-
bung der Nachfrage, und einer Uberschaubaren Verlangerung des Forderzeitraums ist damit
zu rechnen, dass nicht alle Férdermittel fur den Férderzweck verbraucht werden. Bei spate-
ren Uberlegungen in diese Richtung stellt sich dann fiir die Stadt - ohne weitere Beteiligung
der EGH - die Frage nach der Verwendung der nicht benétigten Fordermittel.

In der zweiten Jahreshélfte 2015 wird im Rahmen der turnusmafigen Abstimmungsgesprache zwi-
schen der Stadt und der EGH uberpriift, wie sich die seit September 2014 umgesetzte Fortschrei-
bung der Forderbedingungen fir die Bahnstadt auswirken.

Auch wenn bisher bei einer Durchmischung unterschiedlicher Einkommensgruppen noch Defizite zu
erkennen sind, lasst sich zweifellos feststellen:

Die Bahnstadt zeigt in vielen Bereichen eine gute Durchmischung der Bewohnerschaft (jungen Fa-
milien mit Kindern, Singles, Paare, kleine und gréRere Haushalte, Studierende und Berufstétige,
viele Nationalitaten,...) und reprasentiert das Bild eines urbanen Stadtteils.

Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen

Beteiligung ist nicht erforderlich.
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Prifung der Nachhaltigkeit der Mal3nahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwick-
lungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/-
(Codierung) beruhrt:  Zielle:
WO 1 + Wohnraum fir alle, 8 — 10.000 Wohnungen mehr
Begrundung:
Durch den Mietzuschuss werden Haushalte geférdert, die sich aufgrund
ihres Einkommens ohne diese Unterstiitzung nicht bedarfsgerecht in der
Bahnstadt mit Wohnraum versorgen koénnten.
Zielle:
Preiswerten Wohnraum sichern und schaffen, Konzentration auf den preis-
WO 2 + R :
glnstigen Mietwohnungsmarkt
Begriindung:
Fur die unteren Einkommensgruppen wird durch den Mietzuschuss eine
Belastung von ca. 8 Euro pro m2 Wohnflache flr Neubauwohnungen in
Passivhausbauweise erreicht.
Zielle:
WO 4 + Verdréngungsprozesse verhindern
Begriindung:

Durch die Mietwohnraumforderung wird der Zuzug von Haushalten mit
niedrigen Einkommen in den neuen Stadtteil ermdglicht.

2. Kritische Abwéagung / Erlauterungen zu Zielkonflikten:
Keine

gezeichnet
Dr. Eckart Wirzner

Anlagen zur Drucksache:

Nummer: | Bezeichnung

01 Tabelle zur Mietwohnraumfdérderung in der Bahnstadt
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	3. Grundsatzfrage
	Wie viele Wohnungen, die von privaten Investoren gebaut worden sind, kommen für diesen Personenkreis in Betracht oder ist dies allein Aufgabe der GGH?
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